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Außerhalb der Tagesordnung: 

 

Billigung von Niederschriften 

Bei Stimmenthaltung der Abg. Liebelt billigte der 

Ausschuss einstimmig die Niederschriften über 

die 45., die 47. und die 48. Sitzung. 

 

Klage auf Veröffentlichung von Erlassen 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) erinnerte an die in 

der 49. Sitzung am 6. Mai 2020 besprochene 

Klage auf Veröffentlichung von Erlassen des Jus-

tizministeriums1. Er beantragte, das Justizministe-

rium um Unterricht über den Stand des Verfah-

rens in der nächsten Sitzung zu bitten. – Der 

Ausschuss folgte diesem Antrag einmütig. 

 

Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung nieder-

sächsischer Rechtsvorschriften aus Anlass 

der COVID-19-Pandemie  

Gesetzentwurf der Fraktionen der SPD und der 

CDU – Drs. 18/6482 

Vors. Abg. Andrea Schröder-Ehlers (SPD) wies 

darauf hin, dass der vom – federführenden – 

Ausschuss für Inneres und Sport in seiner 78. Sit-

zung am 20. Mai 2020 beschlossene Zeitplan2 für 

die Beratung dieses Gesetzentwurfes vorsieht, 

dass die Mitberatung in diesem Ausschuss in der 

Sitzung am 24. Juni 2020 durchgeführt wird. 

*** 

                                                
 
1  Niederschrift über die 49. Sitzung am 6. Mai 2020, 

S. 14. 
2  Anlage 3 zur Niederschrift über die 78. Sitzung des 

Ausschusses für Inneres und Sport am 20. Mai 2020. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06482.pdf
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Tagesordnungspunkt 1: 

Rechtsänderungen im Zusammenhang mit der 

Nutzung von digitalen Anwendungen in der 

Justiz 

Beschluss über einen Unterrichtungsantrag: 

49. Sitzung am 06.05.2020 

 

Unterrichtung durch die Landesregierung 

Ref. Simon (MJ): Zum Bereich des Strafprozes-

ses kann ich zwar keine aktuelle Gesetzesände-

rung präsentieren. Allerdings verfolgt das Land 

Niedersachsen derzeit eine Gesetzesinitiative3, 

die den Einsatz von Videokonferenztechnik in ge-

richtlichen Verfahren bei der Anhörung von Ver-

urteilten zum Gegenstand hat. 

Nach unserer Auffassung hat sich der Einsatz von 

Videokonferenztechnik bisher in der gerichtlichen 

Praxis nur zum Teil durchgesetzt. Gerade die ak-

tuelle Krise, die Corona-Pandemie, hat gezeigt, 

dass es hilfreich sein kann, Vernehmungen unter 

Zuhilfenahme von Videokonferenztechnik vorzu-

nehmen, um so jedenfalls den direkten persönli-

chen Kontakt zu vermeiden. 

Bei unserem Klientel handelt es sich um Perso-

nen, die sich in Haft befinden. Es geht um Anhö-

rungen rechtskräftig Verurteilter, die vorzeitig ent-

lassen werden wollen; das Gericht hat dann über 

die Aussetzung des Restes der Freiheitsstrafe zur 

Bewährung zu entscheiden. Es geht auch um 

Personen, denen ein Bewährungswiderruf droht 

und die sich schon in anderer Sache in Haft be-

finden. 

Nach der geltenden Rechtslage ist es zwar theo-

retisch schon möglich, solche Anhörungen im 

Wege der Videokonferenztechnik vorzunehmen. 

Das hängt aber von der ausdrücklichen Zustim-

mung des Verurteilten ab. Als das bei einem 

Landgericht pilotiert wurde, haben sich lediglich 

8 % der Angesprochenen überhaupt zurückge-

meldet, sodass in der Praxis sehr selten Verneh-

mungen im Wege der Videokonferenztechnik 

stattgefunden haben.  

                                                
 
3  Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung der Straf-

prozessordnung – Intensivierung des Einsatzes von 
Videokonferenztechnik in gerichtlichen Verfahren bei 
der Anhörung von Verurteilten nach §§ 453 Absatz 1 
Satz 4 und 454 Absatz 1 Satz 3, Absatz 2 Satz 3 
StPO, Bundesratsdrucksache 278/20. 

Das hat zur Folge, dass die Personen nach wie 

vor unter erheblichem Sicherheits- und Personal-

aufwand zu den Gerichten verbracht werden. Bei 

ganz besonders gefährlichen Tätern haben sogar 

Anhörungen in der JVA stattgefunden. Das heißt, 

Vertreter des Gerichts sind dorthin gefahren. 

Aus diesem Grund hat das Justizministerium ei-

nen Gesetzentwurf erarbeitet, der vorsieht, dem 

Gericht die Befugnis einzuräumen, darüber zu 

entscheiden, ob die Anhörung im Gericht, in der 

JVA oder aber im Wege der Videokonferenztech-

nik stattfinden soll.  

Die Entscheidung darüber soll im Ermessen des 

Gerichts stehen. Wenn das Gericht zu der Auf-

fassung gelangt, dass es sich durch eine persön-

liche Anwesenheit einen besseren Eindruck ver-

schaffen kann, kann das Gericht jederzeit so ver-

fahren, wie es bislang üblich ist, und die Anhö-

rung im Gericht durchführen. 

Wie Sie vielleicht schon an anderer Stelle mitbe-

kommen haben, prüft das Bundesministerium der 

Justiz und für Verbraucherschutz, ob der Einsatz 

von Videokonferenztechnik auch in anderen Be-

reichen verstärkt werden soll. 

Bayern hat anlässlich dessen die Einfügung eines 

§ 10 a in das Einführungsgesetz zur Strafpro-

zessordnung vorgeschlagen. Dieser soll die Mög-

lichkeit schaffen, Zeugen, die an der persönlichen 

Teilnahme an einer Vernehmung gehindert sind, 

z. B. weil sie Quarantäne sind, im Wege der Vi-

deokonferenztechnik zu vernehmen. 

Schleswig-Holstein plant die Einführung eines 

Epidemiegerichtsgesetzes. In Stellungnahmen 

aus dem Geschäftsbereich traf dies allerdings auf 

breite Ablehnung. Es scheint mit der heißen Na-

del gestrickt zu sein. § 12 des Entwurfs enthält 

eine Regelung, die unserer vergleichbar ist, aber 

eben nur für Fälle von Epidemien. 

Diese Initiativen sind zwar grundsätzlich zu be-

grüßen, greifen aber nach unserem Dafürhalten 

etwas zu kurz, da sie lediglich Infektionsschutz-

maßnahmen betreffen.  

Die Besonderheit unserer Gesetzesinitiative ist, 

dass wir das eigentlich schon vorher aufgegriffen 

hatten, nämlich Mitte Februar. Das ist von der 

Corona-Pandemie unabhängig. Wir wollen näm-

lich eine dauerhafte Möglichkeit im Gesetz veran-

kern, solche Anhörungen im Wege der Videokon-

ferenz vorzunehmen. Das hat nämlich noch ver-

schiedene andere gute Gründe.  
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Videokonferenztechnik kommt in Politik und Wirt-

schaft schon verstärkt zum Einsatz, teilweise 

auch in der Justiz. Diese technische Entwicklung 

schafft möglicherweise positive Erfahrungen. Sie 

werden zum Teil selbst schon häufiger Skype-

Konferenzen, Telefonschalten und Ähnliches ge-

nutzt haben, wenn Sie in der heutigen Zeit auf 

Technik angewiesen sind. Diesen positiven Erfah-

rungen wollen wir Rechnung tragen. Wir halten 

das Ganze für zukunftsweisend. 

Zudem gibt es in der Strafprozessordnung schon 

einige kleinere Punkte, in denen Vernehmungen 

im Wege der Videokonferenztechnik vorgesehen 

sind. Zum Beispiel ist das in § 247 a der Strafpro-

zessordnung für besonders gefährdete Zeugen 

vorgesehen. Da handelt es sich teilweise um Per-

sonen, von denen sich das Gericht einen ersten 

Eindruck verschaffen muss. 

Bei unserem Vorschlag handelt es sich um Leute, 

die schon mindestens einmal vor Gericht waren, 

nämlich als sie rechtskräftig verurteilt wurden, die 

der Justiz mithin schon bekannt sind. 

Der Gesetzentwurf soll eine dauerhafte Möglich-

keit schaffen, verfahrensökonomisch zu agieren. 

Er eröffnet in Zukunft die Möglichkeit, den Trans-

port erkrankter, gefährlicher, infektiöser Täter zu 

vermeiden, wenn das angezeigt. Der Wegfall von 

Transporten führt natürlich auch zur einer Zeit- 

und Personalersparnis. 

Das Kabinett hat in seiner Sitzung am 19. Mai 

2020 entsprechend unserer Vorlage beschlossen, 

einen Gesetzesantrag in den Bundesrat einzu-

bringen. Er liegt nunmehr dem Präsidenten des 

Bundesrates vor, mit der Bitte, die Vorlage auf die 

Tagesordnung der Sitzung am 5. Juni 2020 zu 

setzen. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE): Wann könnten 

die nächsten Schritte erfolgen? 

Ref. Simon (MJ): Wir rechnen damit, dass der 

Gesetzesantrag am 5. Juni den Ausschüssen zur 

Beratung zugewiesen wird. Zu allen Weiteren 

kann ich nur mutmaßen. Die bedauerliche Krise 

könnte eine solche Sache beschleunigen. Aber 

das ist wirklich nur Spekulation. 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP): Bei Anhörungen 

von Verurteilten werden auch vertrauliche Ge-

genstände besprochen. Wie ich der Presse ent-

nehmen durfte, sind zumindest Zoom-Konferenz 

nicht vertraulich, sondern werden irgendwo 

merkwürdig gespeichert. Ich kann mir auch nicht 

vorstellen, eine solche Anhörung über Skype zu 

machen. Ist bereits darüber gesprochen worden, 

mit welcher Plattform oder mit welchen techni-

schen Möglichkeiten man solche Anhörungen 

abwickeln möchte? 

MDgt’in Rieke (MJ): Wir haben in Hannover Er-

fahrungen mit entsprechenden Anhörungen ge-

sammelt. Diese positive Erfahrungen, die aber in 

der Praxis nur zögerlich Widerhall fanden, sollen 

jetzt genutzt werden. 

Wir haben Mittel für Multifunktionseinheiten 

und Kameratechnik in den Sitzungssälen zum 

Nachtragshaushalt angemeldet. Das ist sowieso 

im Zuge von eJuNi – also der Einführung der 

elektronischen Akte – vorgesehen, nur eigentlich 

auf einer anderen Zeitachse, nämlich ab 2021. 

Den kurzfristigen Bedarf konnten wir alle nicht 

ahnen. Aber nutzen wir die Bereitschaft und die 

Offenheit, sich dieser technischen Möglichkeiten 

anzunehmen, jetzt gerne. 

Eine Multifunktionseinheit mit entsprechender 

Kameratechnik kostet ungefähr 10 000 Euro. Die 

128 Gerichte der niedersächsischen Justiz haben 

insgesamt 600 Sitzungssäle. Wir wollen erst ein-

mal 400 davon mit entsprechender Technik aus-

statten. Das würde 4 Millionen Euro kosten. Wir 

hoffen, dass wir die finanziellen Mittel für dieses 

Ansinnen bekommen, das auch aus Infektions-

schutzgründen für alle Beteiligten sinnvoll ist. 

Unabhängig davon haben wir dem Geschäftsbe-

reich schon freigestellt, die entsprechenden Din-

ge zu beschaffen. Wir wollen diesen Schwung 

unbedingt nutzen. 

Herr Dr. Genthe, Sie weisen zu Recht darauf hin, 

dass man da genau schauen muss. Es geht na-

türlich um vertrauliche Daten. Wir achten genau 

darauf, dass der Datenschutz sichergestellt ist. 

Bei dieser Multifunktionseinheit ist das gewähr-

leistet. 

Microsoft Teams setzen wir nur im Fortbildungs-

bereich ein, aber nicht für Dienstbesprechungen. 

Auch wenn uns dieser Wunsch immer wieder er-

reicht, machen wir deutlich, dass das kein siche-

res Medium ist. 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP): Auf welcher virtu-

ellen Plattform sollen die Anhörungen übertragen 

werden? Soll das nicht über eine der uns bekann-

ten Plattformen wie Teams, Zoom oder Skype 

laufen, sondern über eine eigene Plattform? 



18. WP Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen - 50. Sitzung am 27. Mai 2020 (öffentlich) Seite 9 

MDgt’in Rieke (MJ): Genau. Das soll im Justiz-

netz bedient werden.  

MS Teams oder Zoom wäre relativ einfach zu ha-

ben. Aber das wollen wir nicht für dienstliche Ge-

spräche und natürlich auch nicht für Verhandlun-

gen. 

Die datenschutzrechtliche Prüfung bei Skype for 

Business ist kurz vor dem Abschluss. Das sieht 

gut aus. 

MDgt Dr. Hett (MJ): Die Initiative Niedersach-

sens, Nordrhein-Westfalens, Hessens und des 

Saarlandes4 zum Bereich des Betreuungsrechts 

hat am 15. Mai 2020 im Bundesrat eine Mehrheit 

gefunden5. Das hat uns nicht überrascht; denn wir 

verfolgen hier das Ansinnen, eine Lücke zu 

schließen, die sich in der Corona-Zeit gezeigt hat. 

Hier hoffen, dass das klare Votum des Bundesra-

tes auch das BMJV überzeugt und es zu einer 

zeitnahen Umsetzung kommt.  

Wenn der Bund etwas für sinnvoll hält, dann kann 

es sehr schnell gehen, dann dauert es keine zwei 

Monate, und wir haben die gesetzliche Regelung. 

Das können wir jetzt bei der Arbeits- und Sozial-

gerichtsbarkeit feststellen. Der Bundesrat hat 

am 15. Mai auch dem Gesetz zu sozialen Maß-

nahmen zur Bekämpfung der Corona-Pandemie 

(Sozialschutz-Paket II) zugestimmt.  

Dieses Paket enthält u. a. Regelungen zur Ar-

beits- und Sozialgerichtsbarkeit. Von diesen 

Punkten möchte ich zwei herausgreifen: 

Es ist vorgesehen, dass ehrenamtliche Richter 

der mündlichen Verhandlung mittels zeitgleicher 

Übertragung in Bild und Ton von einem Ort als 

dem Gericht aus beiwohnen können. 

Eine § 128 a der Zivilprozessordnung vergleich-

bare Regelung wird auch für die Verhandlung in 

Arbeits- und Sozialgerichtsverfahren gelten. 

                                                
 
4  Entwurf eines Gesetzes zum Schutz vulnerabler Per-

sonen bei richterlichen Anhörungen im Betreuungs- 
und Unterbringungsverfahren, Bundesratsdrucksache 
211/20. Über diese Bundesratsinitiative berichtete 
MDgt Dr. Hett (MJ) bereits in der 49. Sitzung am 
6. Mai 2020 (Seite 9 der Niederschrift). 

5  Bundesratsdrucksache 211/20 (Beschluss). 

Man kann täglich mit dem Inkrafttreten dieser Re-

gelungen rechnen. 6 

Ich möchte nicht verschweigen, dass der Bundes-

rat sich in einer Entschließung7 etwas kritisch zu 

diesem Gesetz geäußert hat, weil es eine Son-

derregelung für ehrenamtliche Richter in der Ar-

beits- und Sozialgerichtsbarkeit trifft, die wir in 

anderen Bereichen nicht haben. Wir würden 

stringente, möglichst einheitliche Regelungen in 

allen Prozessordnungen begrüßen. 

Das war wirklich ein Hauruckverfahren. Die Län-

der konnten noch das Schlimmste verhindern. 

Denn der Gesetzentwurf sah auch die Möglichkeit 

vor, Videoverhandlungen gegen den Willen der 

Beteiligten anzuordnen. Aber das konnten sich 

eigentlich alle Länder nicht vorstellen. 

Noch einem ganz früheren Stadium sind wir bei 

der Digitalisierung des Insolvenzverfahrens. Ich 

möchte diesen Punkt gleichwohl hier erwähnen, 

weil er auch schon in der Presse Beachtung ge-

funden hat. Das BMJV hat den Ländern u. a. die 

Idee einer virtuellen Gläubigerversammlung mit-

geteilt. Die Länder sind aufgefordert worden, bis 

Anfang Mai Stellung zu nehmen. Ziemlich über-

einstimmend wird das momentan von allen Län-

dern etwas kritisch gesehen.  

Die Gläubigerversammlung ist keine öffentliche 

Verhandlung. Es dürfen an ihr nur bestimmte 

Personen teilnehmen. Allerdings kann eine Gläu-

bigerversammlung einige Hundert Personen um-

fassen. Das macht es technisch sehr schwierig, 

sicherzustellen, dass alle Berechtigten an einer 

virtuellen Gläubigerversammlung teilnehmen kön-

nen und nur Berechtigte dabei sind. Was ist, 

wenn es dann eine technische Störung gibt? 

Hinzu kommt, dass unter den Gläubigern oft Per-

sonen sind, die nicht unbedingt technikaffin sind, 

z. B. Inhaber kleiner Handwerksbetriebe. Sie nut-

zen gerne die Gläubigerversammlung, um dort 

Anträge persönlich vorzutragen. 

Wir haben diese Einwände an den Bund herange-

tragen. Sicherlich kann man das machen. Aber 

man sollte in der derzeitigen Situation nichts 

übers Knie brechen. Wir sehen im Moment noch 

keinen aktuellen Handlungsbedarf. Wir würden 

begrüßen, wenn der Bund das weiter mit den 

                                                
 
6  In Kraft getreten am 29. Mai 2020. Siehe Bundesge-

setzblatt Teil I Seiten 1055–1060. 
7  Bundesratsdrucksache 245/20 (Beschluss). 
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Ländern diskutierte. Dann könnte man sicherlich 

Formen finden – aber nicht in dieser Schnelligkeit, 

wie das beispielsweise bei der Arbeits- und Sozi-

algerichtsbarkeit geschehen ist.  

Fazit: Handlungsbedarf sehen wir im Moment ei-

gentlich im Bereich des Betreuungsrechts. An-

sonsten wird im Geschäftsbereich aktuell eigent-

lich kein ganz großer Handlungsbedarf festge-

stellt. Wir müssen nur die vorhandenen Regelun-

gen, beispielsweise § 128 a ZPO, besser anwen-

den. Da ist noch nicht überall Akzeptanz vorhan-

den. Sie ist nicht nur in der Justiz nicht überall 

vorhanden, sondern auch bei vielen Beteiligten 

nicht. Sicherlich ist es für viele Personen ein gro-

ßer Unterschied, ob man sich mit seinem Anwalt 

vor einen Monitor setzt oder ob man zum Gericht 

geht, um sein Anliegen persönlich vorzutragen. 

Ich glaube, wir müssen insgesamt noch für das 

Verhandeln im Netz werben. 

 

Aussprache 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP): Ich halte den von 

Ihnen angesprochenen Gesichtspunkt der Freiwil-

ligkeit für sehr wichtig. Ich kann aus der Praxis 

sagen: Einige Mandanten – gerade auch unter 

den Inhabern kleiner Handwerksbetriebe – sind 

froh, wenn sie nicht zum Gericht fahren müssen. 

Andere haben aber schon das Bedürfnis, ihre Le-

benssituation dem Gericht zu schildern. Das lässt 

sich nicht ganz vermeiden, auch wenn es nicht 

immer zur Rechtsfindung beiträgt. Das gehört halt 

auch dazu. Insofern bitte ich darum, weiter auf 

Freiwilligkeit zu dringen. 

Abg. Ulf Prange (SPD): Wir waren im Landge-

richt Hannover8, das relativ frühzeitig die Chan-

cen genutzt hat, die § 128 a ZPO eröffnet. Wir 

sollten alle für diese Möglichkeit werben. Sie kann 

einen wesentlichen Beitrag zur Effizienz, zur Ver-

fahrensbeschleunigung und auch zur Entlastung 

der Gerichte liefern. Auch für viele Beteiligte, z. B. 

Anwälte, kann das eine wirklich positive Entwick-

lung sein. Die Pandemie mag die Augen für diese 

Möglichkeit geöffnet haben. 

Wie mein Kollege Dr. Genthe halte auch ich die 

Freiwilligkeit für wichtig. Wenn man Videover-

handlungen erzwingen will, wird man scheitern. 

*** 

                                                
 
8  31. Sitzung am 22. Mai 2019. 
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Tagesordnungspunkt 2: 

Zusammen gegen Hass, Gewalt und Angriffe 

gegen politische Mandatsträgerinnen und 

Mandatsträger auf kommunaler, Landes- oder 

Bundesebene 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - 

Drs. 18/5865 

erste Beratung: 73. Plenarsitzung am 27.02.2020 

federführend:  AfIuS;  

mitberatend:  AfRuV, KultA, AfHuF 

 

In seiner 49. Sitzung am 6. Mai 2020 hatte der 

Ausschuss mit der Beratung begonnen und das 

Justizministerium gebeten, ihn zu denjenigen Ge-

sichtspunkten des Antrages zu unterrichten, die 

die Zuständigkeit dieses Ausschusses betreffen. 

 

Unterrichtung durch das Justizministerium 

RiAG Schuster (MJ): Sie baten um Unterrichtung 

zu den Punkten des Entschließungsantrages, die 

die Zuständigkeit dieses Ausschusses betreffen. 

Das sind nach unserem Dafürhalten die Punkte 3 

bis 6, 8 und 12. 

3.  Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwalt-

schaften oder spezialisierten Dezernaten für 

Hate-Speech-Delikte 

Mit dem Haushalt 2020 hat die Landesregierung 

Haushaltsmittel für zwei zu zusätzliche Staatsan-

wälte sowie für deren erforderliche fachliche Un-

terstützung – nämlich Computerspezialisten – zur 

Bekämpfung von Hasskriminalität im Internet be-

reitgestellt. 

Infolgedessen wird zum 1. Juli dieses Jahres bei 

der Staatsanwaltschaft Göttingen eine Schwer-

punktstaatsanwaltschaft zur Bekämpfung von 

Hasskriminalität im Internet eingerichtet.  

Die Schwerpunktstaatsanwaltschaft wird für die 

Bearbeitung aller in Niedersachsen anfallenden 

Ermittlungs- und Strafverfahren zuständig sein, in 

denen zureichende tatsächliche Anhaltspunkte für 

das Vorhandensein bedeutsamer Hasskriminalität 

im Internet vorliegen. 

In der Allgemeinverfügung zur Errichtung der 

Schwerpunktstaatsanwaltschaft ist explizit ausge-

führt, dass bedeutsame Verfahren insbesondere 

dann vorliegen können, wenn eine Tat zum Nach-

teil von Mandatsträgerinnen oder Mandatsträgern 

begangen wird und einen Bezug zur Ausübung 

des Mandats aufweist. 

Bei den zehn weiteren niedersächsischen Staats-

anwaltschaften werden überdies Ansprechpartne-

rinnen und Ansprechpartner für Hasskriminalität 

bestellt. Diese stellen für ihre Behörde den Infor-

mationsaustausch mit den zuständigen Polizei-

behörden sowie der Zentralstelle sicher und koor-

dinieren die Abgabe von Verfahren der bedeut-

samen Hasskriminalität an selbige. 

4.  Ausstattung von Strafverfolgungsbehörden 

und Gerichten 

Der tatsächliche Personalbedarf lässt sich derzeit 

nur sehr schwer einschätzen.  

Insbesondere wird mit dem Gesetzentwurf der 

Bundesregierung vom 19. Februar dieses Jahres 

zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der 

Hasskriminalität (Bundesratsdrucksache 87/20), 

mit dem u. a. eine Meldepflicht im Netzwerk-

durchsetzungsgesetz geschaffen werden soll, ein 

Anstieg der Fallzahlen einhergehen. Damit wird 

auch ein personeller Mehrbedarf verbunden sein. 

Voraussichtlich werden auch die zwei geschaffe-

nen Stellen bei der Staatsanwaltschaft Göttingen 

hierfür nicht ausreichend sein. 

Eine weitere Personalverstärkung zur Bekämp-

fung der Hasskriminalität sowohl im Richter- als 

auch im Staatsanwaltsbereich ist Gegenstand des 

Haushaltsaufstellungsverfahrens 2021. Die Lan-

desregierung wird in der Haushaltsklausur am 

5. und 6. Juli dieses Jahres abschließend ent-

scheiden. 

Daneben ist der Landesregierung die Ausstattung 

der Staatsanwaltschaften und der Gerichte mit 

moderner Technik ein besonderes Anliegen; wir 

haben es schon beim ersten Tagesordnungs-

punkt gehört.  

Dazu gehören u. a. auch die Ausstattung aller Ar-

beitsplätze mit moderner, funktionaler Hardware, 

eine Sitzungssaalausstattung mit digitalen Dar-

stellungsmöglichkeiten, die Erhöhung der Daten-

übertragungsrate durch eine Verbesserung der 

LAN-Anbindung der Gerichte und Staatsanwalt-

schaften oder die Zurverfügungstellung eines 

dienstlichen WLANs. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05865.pdf
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Das Programm „elektronische Justiz Niedersach-

sen“ (eJuNi) wird – wir haben es gehört – in den 

nächsten Jahren im Zuge der Einführung der Ein-

führung der elektronischen Aktenbearbeitung in 

allen Gerichten und Staatsanwaltschaften die Vo-

raussetzungen für einen ergonomischen digitalen 

Arbeitsplatz schaffen. 

Daneben stellt der Zentrale IT-Betrieb (ZIB) der 

niedersächsischen Justiz laufend neue Services 

und Anwendungen zur Verfügung, die auch den 

Austausch zwischen Strafverfolgungsbehörden 

unterstützen. Beispielsweise wurde jüngst ein 

Service zum Austausch verschlüsselter E-Mails 

mit externen Kommunikationspartnern mit dem 

Programm Microsoft Outlook sowie per Outlook 

Web Access zur Verfügung gestellt. 

Damit die Bedürfnisse der Gerichte und Staats-

anwaltschaften durch die Bereitstellung von Hard- 

und Software bestmöglich erfüllt werden können, 

ist seit Jahren ein Antragsverfahren etabliert. Fer-

ner erfolgt ein laufender Austausch zwischen dem 

ZIB und den Kundenvertretungen der Gerichte 

und der Staatsanwaltschaften. 

Schließlich sind im Zentralen IT-Betrieb Nieder-

sächsische Justiz in Zusammenarbeit mit dem 

Computer Emergency Response Team der nie-

dersächsischen Landesverwaltung Prozesse 

etabliert worden, durch welche Sicherheitsvorfäl-

le, zu denen auch Hass-E-Mails und Ähnliches 

zählen, erkannt und adäquat behandelt, gemeldet 

und erforderlichenfalls bei den Ermittlungsbehör-

den zur Anzeige gebracht werden können. 

5.  Hate Speech in der juristischen Ausbildung 

Der Pflichtstoffkatalog für die erste Prüfung und 

die zweite Staatsprüfung wird vom Koordinie-

rungsausschuss der Justizministerkonferenz vor-

bereitet. Dabei orientiert sich der Koordinierungs-

ausschuss an § 5 d des Deutschen Richtergeset-

zes, wonach die Einheitlichkeit der Prüfungsan-

forderungen in den Ländern gewährleistet sein 

muss. Letztlich beschließt die Justizministerkonfe-

renz den Pflichtstoffkatalog, sodass er in den 

Ländern umgesetzt werden kann. Alleingänge 

einzelner Länder verbieten sich im Interesse der 

Einheitlichkeit der Anforderungen regelmäßig. 

Der Pflichtstoffkatalog ist in der Verordnung zum 

Niedersächsischen Gesetz zur Ausbildung der Ju-

ristinnen und Juristen, der NJAVO, geregelt. Er 

wurde durch Verordnung vom 16. Dezember letz-

ten Jahres geändert. Nunmehr sind sämtliche Be-

leidigungstatbestände – insbesondere § 188 des 

Strafgesetzbuchs; das ist die Vorschrift „Üble 

Nachrede und Verleumdung gegen Personen des 

politischen Lebens“ – und der gesamte Vierzehn-

te Abschnitt des Besonderen Teils des Strafge-

setzbuchs – also die Beleidigungs- und Verleum-

dungstatbestände – nunmehr ausdrücklich Ge-

genstand des vollständig zu beherrschen Lehr- 

und Prüfungsstoffes sowohl in der universitären 

Ausbildung als auch im juristischen Vorberei-

tungsdienst. 

Eine darüber hinausgehende vertiefte Auseinan-

dersetzung sieht das Ausbildungsregime der 

NJAVO nicht vor, kann aber selbstständig von 

den Studierenden in der universitären Ausbildung 

und von den Referendarinnen und Referendaren 

in der praktischen Ausbildung in der jeweiligen 

Station am Arbeitsplatz gewählt und wahrge-

nommen werden. 

Bereits aufgrund des wachsenden Ausmaßes des 

Phänomens der Hasskriminalität in Zukunft wird 

dieses auch in der praktischen Juristenausbildung 

eine wachsende Rolle spielen. Dies folgt bereits 

aus der erwarteten Zunahme entsprechender 

Strafverfahren, mit denen sodann Referendarin-

nen und Referendare in der praktischen Ausbil-

dung am Arbeitsplatz befasst sein werden. Es ist 

wichtig, die zukünftigen Amtsträger hier schon 

früh vorzubereiten. 

  6.  Zentrale Beratungsstelle für Opfer von Hate 

Speech 

  8.  Zentrale Meldestelle für Hate Speech 

12.  Konzeption des Landespräventionsrats 

In Niedersachsen gibt es aktuell Beratungsforma-

te, die auch Opfer von Hate Speech oder Hass-

kriminalität in Anspruch nehmen können.  

So existiert seit 2017 eine Betroffenenberatung, 

die von der Parteilichen Beratung e. V. durchge-

führt wird, und zwar für von rechtsextremer, ras-

sistischer und antisemitischer Gewalt Betroffene – 

das ist das Project RespAct –, mit Standorten in 

Hannover und Oldenburg, an die sich auch von 

Hate Speech und Hasskriminalität betroffene Per-

sonen wenden können. 

Die Förderung des aktuellen Trägers Parteiliche 

Beratung e. V. läuft jedoch zum 30. Juni dieses 

Jahres aus. Ab dem 1. Juli soll die Betroffenenbe-

ratung in regionalisierter Form neu aufgestellt 

werden. Ziel ist es, durch die Regionalisierung 

das Angebot möglichst flächendeckend in ganz 
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Niedersachsen vorzuhalten. Der Förderaufruf 

wurde am 31. März dieses Jahres veröffentlicht, 

richtet sich grundsätzlich an alle zivilgesellschaft-

lichen Träger in Niedersachsen und läuft noch bis 

zum 29. Mai 2020. An die entsprechenden neuen 

Träger können sich auch von Hate Speech bzw. 

Hate Crime betroffene Personen wie beispiels-

weise politische Mandatsträger wenden.  

Die Betroffenenberatung mit dem spezialisierten 

Beratungsansatz der Parteilichkeit und Nied-

rigschwelligkeit im Sinne der Betroffenen hat u. a. 

die Aufgabe, in einem vertrauensvolle und, wenn 

gewünscht, auch anonymen Rahmen zielgrup-

penspezifische sowie fallbezogene Angebote bei-

spielsweise zum Umgang mit Angriffen in den so-

zialen Medien zu unterbreiten und Unterstützung 

im Rahmen der Selbststärkung anzubieten. 

Stichwort ist hier „Hilfe zur Selbsthilfe“. 

Insbesondere in Anbetracht der verschärften 

rechtsextremistisch motivierten Gefährdungslage 

auch und gerade im digitalen Raum sieht der 

Ländespräventionsrat im Justizministerium die 

unbedingte Notwendigkeit, die professionelle Be-

ratung von Betroffenen rechtsextremer, rassisti-

scher und antisemitischer Gewalt in Niedersach-

sen weiterhin zu gewährleisten, die Angebote 

sichtbarer zu machen und den aktuellen Entwick-

lungen entsprechend fortzuentwickeln. 

Darüber hinaus gibt es die an die drei Standorten 

in Niedersachsen – nämlich in Oldenburg, Verden 

und Hildesheim – präsenten Teams der Mobilen 

Beratung, die ihre Fachexpertise im Umgang mit 

Hasskriminalität auf Anfrage gezielt zur Verfü-

gung stellen. 

Die Betroffenen- und die Mobile Beratung werden 

durch Mittel des Bundes, die Betroffenenberatung 

auch durch Mittel des Landes gefördert. Für die 

Vergabe der Mittel und die fachliche Unterstüt-

zung der genannten Beratungsformate ist der 

Landespräventionsrat zuständig. 

Die ursprünglich für den 5. Mai 2020 terminierte 

Fortbildung zum Thema „aktueller Rechtsextre-

mismus in Niedersachsen – Möglichkeiten der 

Förderung von Ausstiegsprozessen“ musste auf-

grund der Covid-19-Pandemie abgesagt werden. 

Zurzeit wird hierfür und für andere Fortbildungs-

maßnahme eine Durchführung mit digitalen In-

strumenten geprüft und geplant. 

Da Hasskriminalität vor allem im digitalen Kontext 

ein aufwachsendes Problem darstellt, muss ge-

prüft werden, wie die genannten Beratungsforma-

te gezielt fortzuentwickeln sind und wie dem Phä-

nomen präventiv gezielt begegnet werden kann. 

Hier kommt der Landespräventionsrat eine stra-

tegisch- konzeptionelle Schlüsselrolle zu. 

Ein Bedürfnis für ein weiter gehendes Parallelan-

gebot analog zur zentralen Meldestelle „respect!“ 

in Baden-Württemberg wird nicht gesehen. 

Unabhängig davon wird dem Anliegen mit dem 

Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Bekämp-

fung des Rechtsextremismus und der Hasskrimi-

nalität, mit der die Meldepflicht eingeführt werden 

soll, Rechnung getragen, sodass auch vor diesem 

Hintergrund ein weiteres Bedürfnis nicht gesehen 

werden kann. 

 

Fortsetzung der Beratung 

Abg. Peer Lilienthal (AfD) wollte wissen, ob 

§ 188 des Strafgesetzbuches auch kommunale 

Mandatsträger schütze und in wie vielen Fällen in 

Niedersachsen wegen Verdachts des Verstoßes 

gegen § 188 ermittelt werde. 

RiAG Schuster (MJ) räumte ein, dass bislang 

nicht ganz klar sei, ob unter die Formulierung „ei-

ne im politischen Leben des Volkes stehende 

Person“ auch kommunale Mandatsträger fielen. 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Be-

kämpfung des Rechtsextremismus und der Hass-

kriminalität sehe jedoch vor, den Paragrafen um 

eine Klarstellung zu ergänzen, wonach das politi-

sche Leben des Volkes bis hin zur kommunalen 

Ebene reiche. 

Die Frage nach Fallzahlen vermochte der Ministe-

rialvertreter nicht zu beantworten. Er sagte jedoch 

zu, die Antwort nachzuliefern.9 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) gab zu bedenken, 

dass von Hass, Gewalt und Angriffen z. B. auch 

Richter, Staatsanwälte, Justizvollzugsbeamte und 

Justizwachtmeister betroffen seien. Zu denken sei 

etwa an einen Vorfall in Niedersachsen zum 

                                                
 
9  Mit Schreiben vom 27. Mai 2020 teilte RiAG Schuster 

(MJ) mit, im Jahre 2019 seien insgesamt 26 Ermitt-
lungsverfahren bei niedersächsischen Staatsanwalt-
schaften anhängig gewesen, denen eine Straftat 
nach § 188 StGB zugrunde gelegen habe: 6 in 
Braunschweig, je 5 in Hannover und Oldenburg, 4 in 
Hildesheim, 3 in Osnabrück sowie je 1 in Göttingen, 
Lüneburg und Stade. 
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Nachteil eines Richters des Amtsgerichts Ham-

burg, der Urteile über gewalttätige G-20-Demons-

tranten gesprochen habe, aber auch an Angriffe 

auf Polizeibeamte. 

Abg. Ulf Prange (SPD) erinnerte daran, dass der 

Landtag bereits am 21. Juni 2018 eine Entschlie-

ßung zum Thema „Sichere Gerichte und Staats-

anwaltschaften in Niedersachsen“ angenommen 

habe (Drs. 18/1153). Es sei angebracht, der Fra-

ge nachzugehen, ob die Strafvorschriften, die auf 

Bundesebene zum Schutz z. B. von Richtern ge-

schaffen worden seien, ausreichend seien. Dies 

könne jedoch nicht Gegenstand der Beratungen 

über den vorliegenden Antrag sein, in dessen Fo-

kus politische Mandatsträger stünden. 

Abg. Christian Calderone (CDU) stellte überdies 

heraus, dass einige Forderungen des vorliegen-

den Antrages bereits insoweit erledigt seien, als 

der Landtag am 27. Februar 2019 eine Entschlie-

ßung mit dem Titel „Beleidigungen, Drohungen, 

Hass und Gewalt gegen kommunale Amts- und 

Mandatsträger, Rettungskräfte und Ehrenamtliche  

sind nicht hinnehmbar – Land und Kommunen  

müssen gemeinsam aktiv werden“ angenommen 

habe (Drs. 18/3024). Etliche Punkte habe die 

Landesregierung bereits in Angriff genommen. 

3.  Einrichtung von Schwerpunktstaatsanwalt-

schaften oder spezialisierten Dezernaten für 

Hate-Speech-Delikte 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) begrüßte die Ent-

scheidung, eine Schwerpunktstaatsanwaltschaft 

einzurichten. Er erkundigte sich, weshalb Göttin-

gen als Standort gewählt worden sei und ob die 

beiden Stellen bereits besetzt worden seien. 

StA’in Dutzmann (MJ) antwortete, die Staatsan-

waltschaft Göttingen sei bereits eine von drei 

Schwerpunktstaatsanwaltschaften für den Bereich 

Cybercrime. Aufgrund dieses Schwerpunktes im 

Bereich der Informations- und Kommunikations-

technik habe es nahegelegen, die Zuständigkeit 

für Hasskriminalität im Internet bei einer dieser 

drei Staatsanwaltschaften zu verorten. 

Die beiden neuen Staatsanwaltsstellen seien be-

reits besetzt worden. Mit der Bekämpfung der 

Hasskriminalität würden Staatsanwälte betraut, 

die im Bereich der politisch motivierten Kriminali-

tät erfahren seien. 

Abg. Peer Lilienthal (AfD) bat um Auskunft, ob 

die Schwerpunktstaatsanwälte auch in Bezug auf 

Recherchen im Internet erfahren seien. 

StA’in Dutzmann (MJ) sagte, es sei für Staats-

anwälte nicht ungewöhnlich, immer wieder neue 

Aufgaben zu übernehmen und sich dafür fortzu-

bilden. Der Leiter derjenigen Abteilung der 

Staatsanwaltschaft Göttingen, die künftig für 

Hasskriminalität zuständig sei, habe früher die für 

Cybercrime zuständige Abteilung geleitet. Er sei 

also im Bereich der Internetkriminalität durchaus 

versiert. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) wollte wissen, ob 

die Zuständigkeit sich auch auf Angriffe auf Amts-

träger wie hauptamtliche Bürgermeister erstrecke, 

die nicht unter den Begriff des Mandatsträgers 

gefasst werden könnten. 

RiAG Schuster (MJ) bejahte dies. Bedeutsame 

Hasskriminalität könne der Allgemeinverfügung 

zufolge ferner vorliegen, wenn aufgrund der An-

zahl der Hasskommentare eine besondere Bear-

beitung erforderlich scheine oder wenn die Tat-

qualität aus der Masse heraussteche. 

Vors. Abg. Andrea Schröder-Ehlers (SPD) wies 

darauf hin, dass der Antrag der Grünen-Fraktion 

sich seinem Wortlaut nach auf Mandatsträger und 

nicht auf Amtsträger beziehe. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) räumte ein, dass 

der Antrag in diesem Punkt ungenau sei. Die Ent-

schließung des Landtages vom 27. Februar 2019 

sei insoweit klarer gefasst. 

Abg. Christian Calderone (CDU) stellte fest, 

dass die Landesregierung der Umsetzung der 

Forderung Nr. 3 bereits angegangen habe. 

4.  Ausstattung von Strafverfolgungsbehörden 

und Gerichten 

Abg. Peer Lilienthal (AfD) fragte, inwiefern es 

noch erforderlich sei, Arbeitsplätze von Staatsan-

wälten mit moderner Hardware auszustatten und 

ob die gegenwärtige Technik nicht ebenso für 

Ermittlungen im Internet geeignet sei. 

RiAG Schuster (MJ) entgegnete, bislang seien 

viele Staatsanwälte nicht mit Laptops ausgestat-

tet, die sie z. B. zu Vernehmungen mitnehmen 

könnten, um auf alle Daten der elektronischen Ak-

te zugreifen zu können. Zudem würden die Ermitt-

lungen erleichtert, wenn schnelle Internetzugänge 

vorhanden seien und auch eine verschlüsselte 

Onlinekommunikation problemlos möglich sei. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_02500/01001-01500/18-01153.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03024.pdf
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Abg. Christian Calderone (CDU) merkte an, 

dass auch die Forderung Nr. 4 bereits von der 

Landesregierung bearbeitet werde. 

Abg. Ulf Prange (SPD) fügte hinzu, bei den Land-

tagsberatungen über die Haushaltsplanentwurf 

2020 habe das Thema eine große Rolle gespielt. 

Mittels der Politischen Liste habe man die er-

wähnten vier Stellen bei der Staatsanwaltschaft 

geschaffen. Wenn sich entsprechender Bedarf 

zeige, könnten sich die Koalitionsfraktionen vor-

stellen, die Staatsanwaltschaften weiter zu stär-

ken und auch die zuständigen Gerichte personell 

zu verstärken. 

5.  Hate Speech in der juristischen Ausbildung 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) stellte fest, auch 

im Bereich der Juristenausbildung sei bereits ei-

niges auf dem Weg. Um die notwendigen Ab-

sprachen zwischen den Ländern zu beschleuni-

gen, sei ein politisches Signal aber angezeigt. 

  6.  Zentrale Beratungsstelle für Opfer von Hate 

Speech 

12.  Konzeption des Landespräventionsrats 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) stellte fest, dass 

die Frist zwischen dem Schluss der Bewerbungs-

frist für die Fortsetzung der Betroffenenberatung 

und dem Beginn der neuen Förderperiode mit 

fünf Wochen recht kurz sei. Er fragte, ob das Mi-

nisterium davon ausgehe, dass das gewünschte 

neue Angebot nahtlos an das Auslaufen des bis-

herigen Angebots werde anschließen können.  

RiAG Schuster (MJ) versicherte, dass die Bera-

tung gewährleistet sein werde. Ziel der Aus-

schreibung sei, das Beratungsangebot zu ver-

bessern und Beratungen in allen Regionen des 

Landes anzubieten. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) wollte ferner wis-

sen, wie lange die gegenwärtige Förderung der 

Mobilen Beratung noch laufen werde. 

RiAG Schuster (MJ) vermochte diese Frage nicht 

aus dem Stegreif zu beantworten. Er kündigte an, 

die Antwort nachzureichen.10 

                                                
 
10  Mit Schreiben vom 27. Mai 2020 teilte RiAG Schus-

ter (MJ) mit, die Mobile Beratung werde von dem 
Träger Wabe e. V. mit Sitz in Verden durchgeführt. 
Derzeit sei nicht beabsichtigt, sie neu zu vergeben. 

Abg. Christian Calderone (CDU) fasste zusam-

men, es gebe bereits jetzt Anlaufstellen, die sich 

mit der Problematik befassten, und es solle sol-

che auch künftig geben. Auch die Forderung Nr. 6 

sei also schon „in der Mache“. 

Abg. Ulf Prange (SPD) hob hervor, dass die 

Landtagsmehrheit über die Politische Liste die 

Mittel für das vom Landespräventionsrat verant-

wortete Programm zur Prävention und Interventi-

on im Kontext von Demokratie- und Menschen-

feindlichkeit verdoppelt habe. 

Zusammenfassend stellte der Abgeordnete fest, 

die den Rechtsausschuss betreffenden Forde-

rungen des Antrages seien alle berechtigt, aber 

auch schon in der Bearbeitung. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) entgegnete, auch 

wenn einige Dinge bereits auf den Weg gebracht 

worden seien, habe sich der Antrag der Grünen-

Fraktion nicht erledigt. Auch aktuell gebe es poli-

tischen Diskussions- und Entscheidungsbedarf. 

Der Abgeordnete gab der Hoffnung Ausdruck, 

dass der federführende Ausschuss zu einer auch 

von Oppositionsfraktionen mitgetragenen Be-

schlussempfehlung kommen werde. 

Auf Antrag des Abg. Ulf Prange (SPD) kam 

der Ausschuss überein, dem federführenden 

Ausschuss anstelle eine förmlichen Stellung-

nahme einen Auszug aus der Niederschrift 

über die heutige Sitzung zu übermitteln, aus 

dem sich das Meinungsbild des Ausschusses 

ergibt. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 3: 

Gerechtigkeitslücke schließen - Wohnraum-

schaffung begünstigen und Rechtsfrieden 

stärken 

Antrag der Fraktion der AfD - Drs. 18/5867 

erste Beratung: 73. Plenarsitzung am 27.02.2020 

AfRuV 

 

In der 49. Sitzung am 6. Mai 2020 hatte der Aus-

schuss die Landesregierung gebeten, ihn zu dem 

Antrag zu unterrichten. 

 

Unterrichtung durch die Landesregierung 

MR Dr. Rass (MJ): Bevor ich im Justizministerium 

anfing, war ich mehrere Jahre Amtsrichter und 

überwiegend mit Zivil- und Mietsachen befasst. 

Ich war auch mehrere Jahre Vorsitzender einer 

Kammer am Landgericht, die Mietsachen zu be-

arbeiten hatte.  

Ich kenne die Problematik der sogenannten Miet-

nomaden also aus eigener Anschauung. Ich 

muss gestehen, dass ich – auch wenn ich als 

Richter neutral zu sein hatte – manchmal etwas 

verärgert über Mietnomaden war, die mit ihrem 

Verhalten zum Teil hohe Schäden verursacht hat-

ten. 

Der vorliegende Antrag möchte eine Gerechtig-

keitslücke schließen. Ist er dazu in der Lage? 

Aus meiner Sicht ist ein Mietnomade ein Mieter, 

der erstens die Miete ohne Grund mindert, zwei-

tens nicht gewillt ist, die Miete zu zahlen, und drit-

tens – das ist ganz wichtig – über kein Vermögen 

verfügt, das der Vermieter pfänden könnte.  

Mietnomaden ziehen von Mietwohnung zu Miet-

wohnung. Sie versuchen, in einer Wohnung kos-

tenlos zu wohnen, bis sie in die nächste ziehen 

können, und hinterlassen häufig Schäden. 

Der Antrag möchte diesem Verhalten einen Rie-

gel vorschieben, indem er regeln möchte, dass 

der Mieter einen Minderungsbetrag hinterlegen 

muss. Die Frage ist: Kann man Mietnomaden 

durch diese Hinterlegungspflicht von ihrem Tun 

abhalten? 

Dazu ein Fallbeispiel: 

Ein Mietnomade hat sich in eine Wohnung ein-

gemietet. Er zahlt die ersten beiden Monatsmie-

ten; denn sonst würde gleich die Staatsanwalt-

schaft wegen Eingehungsbetrugs vor seiner Tür 

stehen. Dann aber mindert er die Miete und zahlt 

er nichts mehr. 

Die Vermieterin fragt erst einmal nach. – Keine 

Reaktion. 

Die Vermieterin weiß, dass sie nach der vorge-

schlagenen Regelung mit einem Widerspruch ge-

gen die Mietminderung eine Pflicht zur Hinterle-

gung auslösen kann. Also widerspricht sie der 

Mietminderung. – Der Mietnomade wird auch da-

rauf wahrscheinlich nicht reagieren. 

Die Vermieterin wartet ab. Sie fragt dann beim 

Mieter nach, ob er die Miete mittlerweile bei der 

Hinterlegungsstelle hinterlegt hat. – Der Mieter 

hat die Miete natürlich nicht hinterlegt, behauptet 

aber dreist: Ja, habe ich. 

Die Vermieterin wartet gutgläubig zwei, drei, viel-

leicht vier Monate ab, weil alles in ihrem Sinne zu 

laufen scheint. Aber irgendwann wird sie skep-

tisch und fragt bei der Hinterlegungsstelle des ört-

lichen Amtsgerichts nach. – Das Amtsgericht wird 

mitteilen: Von einer Hinterlegung durch den Mie-

ter ist hier nichts bekannt. 

Nun kann die Vermieterin dem Antrag zufolge ein 

sogenanntes Arrestverfahren beantragen. Sie 

geht also – vielleicht anwaltlich beraten – zu Ge-

richt und beantragt einen Arrest. – Der Mieter ist 

nicht dumm und behauptet – diesen Einwand 

lässt er Antrag ja zu –: Die Wohnung ist völlig un-

bewohnbar. Mir sind Kosten entstanden, ich er-

kläre die Aufrechnung. Deshalb zahle ich keine 

Miete. 

Nun müsste das Gericht ein normales Zivilverfah-

ren durchführen, also ein Sachverständigengut-

achten einholen. Dafür ist das Arrestverfahren gar 

nicht geschaffen. Das Verfahren läuft also sozu-

sagen ins Leere. 

Aber nehmen wir einmal an, dass die Vermieterin 

einen Arrestbefehl bekommt! Sie ist glücklich, ei-

nen gerichtlichen Titel zu haben, und wendet sich 

an den Gerichtsvollzieher, um diesen vollstrecken 

zu lassen. Der geht zum Mieter. Und was kann er 

vollstrecken? – Nichts, weil der Mieter pfandlos 

ist. 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/05501-06000/18-05867.pdf
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Im Ergebnis hat die Vermieterin viele Monate zu-

gewartet und ein gerichtliches Verfahren durchge-

führt, aber überhaupt kein Geld bekommen. 

Wahrscheinlich schreibt sie dem Mieter jetzt eine 

Kündigung. 

Zur Bekämpfung von Mietnomaden ist der Antrag 

also nicht zielführend. Aber vielleicht hat er ja an-

deren Nutzen? Hilft er vielleicht gegen das Risiko, 

dass ein Mieter, der die Miete zu Unrecht gemin-

dert hat, nicht mehr zahlungsfähig ist, wenn er die 

zurückbehaltenen Beträge nachzahlen soll? 

Ein solches Risiko besteht bei Mietnomaden 

nicht: Sie haben von Anfang an kein Geld, das 

gepfändet werden könnte. 

Aus der Betrachtung heraus fallen ferner auch al-

le anderen Mieter, die schon zu Beginn der Miet-

minderung nicht mehr solvent sind, bei denen 

schon dann nichts gepfändet werden kann. 

Es bleibt also nur ein kleiner Anwendungsbereich: 

Die wenigen Mieter, die zu Beginn der Mietminde-

rung noch solvent sind, aber im Laufe der Minde-

rungszeit insolvent werden. 

Hier müsste rechtspolitisch abgewogen werden, 

ob es sich lohnt, dieses Verfahren aufzubauen, 

um die Vermieter dieser wenigen Mieter zu schüt-

zen. 

Dazu muss man sagen, dass ein Schutz vor In-

solvenz und Wertverlust auch bei anderen For-

men der Kapitalanlage nicht besteht. Beispiels-

weise haben Aktien und andere Wertpapiere in 

der Corona-Pandemie deutlich an Wert verloren. 

Viele Inhaber solcher Papiere stehen vor einem 

Scherbenhaufen. 

Also ist auch dieses Ziel des Antrags mehr als 

fraglich. 

Es verbleibt noch die Überlegung, dass vielleicht 

die Zahl der Zivilverfahren durch eine Hinterle-

gungspflicht reduziert werden könnte. Vielleicht 

sinkt die Zahl der Zivilverfahren, wenn die Mieter 

keine Lust mehr haben, die Miete zu mindern, 

weil sie den – meist nicht sehr hohen – Minde-

rungsbetrag monatlich beim Amtsgericht hinterle-

gen müssten. 

Dem muss man aber diejenigen Mietminderungen 

gegenüberstellen, über die nicht vor Gericht ge-

stritten wird. Nach meiner Einschätzung – ich ha-

be leider keine Zahlen dazu gefunden – trifft das 

auf die weit überwiegende Zahl der Mietminde-

rungen zu. Diejenigen unter Ihnen, die als 

Rechtsanwältinnen und -anwälte tätig sind, wer-

den wissen, wie viele Streitigkeiten mit anwaltli-

cher Hilfe beigelegt werden, ohne dass man vor 

Gericht geht. Und ich bin mir sicher, dass es noch 

viel mehr Fälle der Mietminderung gibt, die über-

haupt nicht zum Anwalt gelangen. 

Bislang nimmt mancher Vermieter eine Mietmin-

derung hin, weil die Reparatur für ihn teurer wäre. 

Wenn die geforderte Regelung Gesetz würde, 

würde der Vermieter aber vermutlich Widerspruch 

gegen die Minderung einlegen und den Mieter 

zwingen, den Minderungsbetrag beim Amtsge-

richt zu hinterlegen. 

Dann ist das Geld in öffentlicher Verwahrung, und 

es müsste geklärt werden, wer es bekommt. In 

einem Teil der Fälle würden Mieter und Vermieter 

sich einigen, ohne einen Zivilprozess anzustren-

gen. Aber in einem sehr großen Teil der Fälle 

würde es sicherlich zu einem Prozess kommen. 

Ich vermute, die Zahl der Zivilverfahren würde 

durch diese Neuregelung ansteigen. 

Wie sieht es mit dem Verwaltungsaufwand aus? – 

Der Antrag geht selbst davon aus, dass die Zahl 

der Hinterlegungen steigen würde.  

Ich habe nachgeguckt: Im Jahre 2019 sind exakt 

4 463 Hinterlegungen in Niedersachsen durchge-

führt worden, eine relativ kleine Zahl. 

Es waren 16 138 Mietverfahren in erster Instanz 

anhängig. Davon betraf – konservativ gerechnet – 

vielleicht die Hälfte, also 8 000, Mietminderungen. 

Während diese 8 000 Verfahren laufen, müssten 

monatlich die Minderungsbeträge hinterlegt wer-

den. Von der ersten Minderung bis zum rechts-

kräftigen Urteil oder Vergleich dauert es im 

Durchschnitt vielleicht ein Jahr. Das heißt, in je-

dem der 8 000 Verfahren würden durchschnittlich 

zwölf Hinterlegungen erfolgen. Es würden also 

96 000 Hinterlegungsvorgänge hinzukommen. 

Die Zahl der Hinterlegungen würde sich also ver-

zwanzigfachen. 

Dazu muss man auch wissen, dass das Hinterle-

gungsverfahren zurzeit relativ simpel ausgestattet 

ist: Das Gericht nimmt den streitigen Betrag ent-

gegen und verwahrt ihn bis zur Einigung. – Hier 

müsste eine inhaltliche Prüfung durchgeführt 

werden: Ist ein Vergleich zwischen Vermieter und 

Mieter geschlossen worden? Ist ein Urteil gespro-

chen worden? Wenn ja, was kann an wen wie 

ausgezahlt werdren? 
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Das Gericht müsste die Hinterlegungen monatlich 

entgegennehmen und fairerweise ebenfalls mo-

natlich Mitteilungen an die Vermieter verschicken. 

Das heißt, es würde ein ungeheurer Verwaltungs-

mehraufwand entstehen, wenn man das so aus-

gestalten wollte. 

Last but not least noch ein paar Worte zum Ar-

restverfahren:  

Der Antrag sieht vor, dem Vermieter das Arrest-

verfahren als Druckmittel gegenüber dem Mieter 

an die Hand zu geben, damit dieser den Minde-

rungsbetrag tatsächlich hinterlegt. 

Das Ausgestaltung des Arrestverfahrens zielt auf 

rechtskräftig festgestellte Forderungen ab: Wer 

eine rechtskräftig festgestellte Forderung hat, 

kann einen Arrest in das Vermögen des Schuld-

ners beantragen. Wenn kein Vermögen vorhan-

den ist, verfehlt das Arrestverfahren sein Ziel. 

Im Arrestverfahren werden keine Beweise mehr 

erhoben. Vielmehr werden Urkunden vorgelegt, 

und aufgrund dieser Urkunden wird der Arrestbe-

fehl ausgesprochen.  

Der vorliegende Antrag sieht aber mehrere Prüf-

punkte vor, die gegebenenfalls in einem normalen 

Zivilverfahren zu überprüfen wären: Wenn der 

Mieter vorträgt, die gemietete Wohnung sei un-

bewohnbar und er habe sich eine Ersatzwohnung 

suchen müssen, wodurch ihm Kosten entstanden 

seien, dann müsste man Beweis erheben: a) Ist 

die Wohnung tatsächlich unbewohnbar? b) Wel-

che Kosten sind dem Mieter entstanden? – Zum 

Beweis könnten Zeugen vernommen und Sach-

verständigengutachten eingeholt werden. Dafür 

ist das Arrestverfahren gar nicht geschaffen. 

Ein Arrestbefehl könnte auch nur für eine konkre-

te Minderung ausgesprochen werden. Das heißt, 

der Vermieter müsste jeden Monat aufs Neue ei-

nen Arrestbefehl beantragen. Das wäre mit ganz 

erheblichen Kosten verbunden. 

Zusammenfassend kann man sicherlich sagen, 

dass der Antrag nicht zielführend ist und das 

Problem, das er aufwirft, nicht löst. 

Abg. Peer Lilienthal (AfD): Können Sie sagen, 

wie viele von den jährlich 16 000 Mietverfahren 

Mietnomaden betreffen? 

MR Dr. Rass (MJ): Es gibt leider keine Statistik 

über Mietnomaden. Insofern kann ich Ihnen da 

leider keine konkrete Auskunft geben. 

Ich kann Ihnen nur eine Idee von mir mitteilen: Je 

mieterfreundlicher der Markt ist – d. h. je mehr 

Wohnraum zur Verfügung steht, in den man kurz-

fristig einziehen kann –, desto stärker könnte die 

Tendenz zum Mietnomadentum sein. 

Wir haben zurzeit einen Vermietermarkt. Das 

heißt, wir haben viele Mietinteressenten für weni-

ge Wohnungen. Da werden sich Mieter, die eine 

solche Tendenz haben, mehrmals überlegen, ob 

sie es so machen, weil sie dann vor dem Problem 

stehen könnten, überhaupt eine Wohnung zu fin-

den. 

Nach meiner Einschätzung wird dieses Problem 

also momentan etwas zurückgegangen sein. Aber 

mehr kann ich Ihnen dazu leider nicht liefern. 

Abg. Peer Lilienthal (AfD): Wäre es nicht eine 

psychologische Hürde für potenzielle Mietnoma-

den, wenn sie die Mietminderung bei Gericht hin-

terlegen müssten? Meine Erfahrung ist: Wenn ei-

ne staatliche Stelle ins Spiel kommt, ist der 

Mensch doch nicht so kaltschnäuzig wie zu einem 

Privatmenschen. 

MR Dr. Rass (MJ): Am Ende eines „normalen“ 

Streits über die Qualität der Wohnung – ist die 

Wohnung im versprochenen Zustand, oder gibt es 

Mängel wie einen Wasserrohrbruch, fehlende 

Heizungen, Schimmel? – steht ein gerichtliches 

Urteil, aus dem sich ergibt, ob die Wohnung Män-

gel hatte oder nicht. 

Bei Mietnomaden ist es anders. Sie haben den 

Vorsatz, den Vermieter zu schädigen und auszu-

nutzen. Ich kann mir, ehrlich gesagt, nicht vorstel-

len, dass bei solchen Leute große Zurückhaltung 

entsteht, nur weil sie verpflichtet sind, zur Hinter-

legungsstelle zu gehen und einen Minderungsbe-

trag zu hinterlegen. Es passiert ja nichts weiter, 

es kommt ja nicht die Staatsmacht ins Haus. Inso-

fern schätze ich den von Ihnen beschriebenen Ef-

fekt als relativ gering ein. 

 

Beginn der Beratung 

Abg. Peer Lilienthal (AfD) betonte, es gehe sei-

ner Fraktion nicht darum, den Vermieter vor ei-

nem Wertverfall seiner Wohnung zu schützen, 

sondern davor, dass Mietzahlungen unrechtmä-

ßig ausblieben. Es gehe darum, faire Spielregeln 

zwischen Mietern und Vermietern zu schaffen. 
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Abg. Ulf Prange (SPD) beantragte angesichts 

des Ergebnisses der Unterrichtung, dem Landtag 

die Ablehnung des Antrages zu empfehlen. 

Abg. Peer Lilienthal (AfD) bat darum, die An-

tragsberatung heute noch nicht abzuschließen, 

zumal der rechtspolitische Sprecher der AfD-

Fraktion, der Abg. Emden, an der heutigen Sit-

zung nicht teilnehmen könne. 

Der Ausschuss folgte dieser Bitte und kam 

überein, die Antragsberatung in der Sitzung 

am 17. Juni 2020 fortzusetzen. 

*** 



18. WP Ausschuss für Rechts- und Verfassungsfragen - 50. Sitzung am 27. Mai 2020 (öffentlich) Seite 21 

Tagesordnungspunkt 4: 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des 

8. Mai 2020 als Feiertag in das Niedersächsi-

sche Gesetz über die Feiertage 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-

nen - Drs. 18/3262 

erste Beratung: 44. Plenarsitzung am 27.03.2019 

federführend:  AfIuS;  

mitberatend:  AfRuV 

Beginn der Mitberatung:   

49. Sitzung am 06.05.2020 

 

Fortbesetzung der Mitberatung 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) fragte, ob die Ko-

alitionsfraktionen sich inzwischen auf einen eige-

nen Vorschlag zur Würdigung des Jahrestages 

des Kriegsendes verständigt hätten. 

Abg. Ulf Prange (SPD) entgegnete, er könne 

nichts Konkretes berichten, zumal bei diesem 

Gesetzentwurf der Ausschuss für Inneres und 

Sport federführend sei. Es seien wohl Gespräche 

im Gange, deren Stand er allerdings nicht kenne, 

sagte der Abgeordnete. 

Er schlug vor, die Mitberatung fortzusetzen, so-

bald es zu einer Klärung gekommen sei. 

Abg. Christian Calderone (CDU) erklärte, der 

Inhalt von Gesprächen zwischen den Fraktions-

spitzen sei auch ihm nicht bekannt. Das Ergebnis 

werde aber wohl kaum eine gesetzliche Regelung 

sein. Der Abgeordnete wies den Abg. Limburg vor 

diesem Hintergrund nochmals auf die Möglichkeit 

hin, den Gesetzentwurf zurückzuziehen. 

Der Ausschuss kam überein, die Mitberatung 

erneut zu unterbrechen. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/03001-03500/18-03262.pdf
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Tagesordnungspunkt 5: 

a)  Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes 

zur Bekämpfung der Coronavirus-Epidemie 

Gesetzentwurf der Fraktion der FDP - 

Drs. 18/6381 

erste Beratung:   

76. Plenarsitzung am 12.05.2020 

AfRuV 

b)  Entwurf eines Gesetzes zur Beteiligung des 

Landtages bei Maßnahmen nach dem Infek-

tionsschutzgesetz des Bundes 

Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die 

Grünen - Drs. 18/6297 

erste Beratung:   

75. Plenarsitzung am 23.04.2020 

federführend:  AfRuV;  

mitberatend:  AfSGuG 

dazu gemäß § 23 Abs. 1 S. 2 GO LT: 

Die Niedersächsische Verordnung zum 

Schutz vor Neuinfektionen mit dem Coro-

na-Virus vom 17. April 2020 anpassen - 

Parlament beteiligen 

Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen – 

Drs. 18/6308 

 

Verfahrensfragen 

Auf Vorschlag des Abg. Helge Limburg 

(GRÜNE) kam der Ausschuss überein, die 

beiden Gesetzentwürfe und den Antrag zu-

sammen zu behandeln. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) stellte eine Zu-

rückziehung des Antrages seiner Fraktion in Aus-

sicht. 

Abg. Dr. Marco Genthe (FDP) bezeichnete die 

Gesetzentwürfe als eilbedürftig. Er beantragte, zu 

den Entwürfen eine schriftliche Anhörung durch-

zuführen. 

Nach kurzer Besprechung folgte der Aus-

schuss diesem Antrag. Die Fraktionen sollen 

die Anzuhörenden bis zum 29. Mai 2020 be-

nennen. Die eingegangenen Stellungnahmen 

sollen in der Sitzung am 17. Juni 2020 ausge-

wertet werden. 

Abg. Ulf Prange (SPD) schlug vor, die Landesre-

gierung zu bitten, in der Sitzung am 17.Juni 2020 

insbesondere in verfassungsrechtlicher Hinsicht 

zu den beiden Gesetzentwürfen Stellung zu neh-

men und den Ausschuss darüber zu unterrichten, 

in welcher Weise die Parlamente anderer Bun-

desländer in die infektionsschutzrechtliche Recht-

setzung im Zusammenhang mit der Coronavirus-

Pandemie einbezogen werden. 

Der Ausschuss folgte diesem Vorschlag. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) regte an, den Ge-

setzgebungs- und Beratungsdienste um Stellung-

nahme zu den Gesetzentwürfen zu bitten. Zur 

Begründung legte er dar, in der 76. Plenarsitzung 

sei behauptet worden, dass die von der FDP-

Fraktion vorgeschlagene Konstruktion verfas-

sungsrechtlich unzulässig sei. – Abg. Dr. Marco 

Genthe (FDP) schloss sich diesem Wunsch an. 

ParlR’in Brüggeshemke (GBD) erinnerte daran, 

dass der Gesetzgebungs- und Beratungsdienst 

sich aus Kapazitätsgründen üblicherweise nur 

dann mit einem Gesetzentwurf der Oppositions-

fraktionen im Einzelnen befasse, wenn es ein 

Signal von der Ausschussmehrheit gebe, dass ei-

ne Annahme des Entwurfs in Betracht gezogen 

werde.  

Derzeit seien die Kapazitäten des GBD zu großen 

Teilen mit der unter großem Zeitdruck stehenden 

Bearbeitung des von den Koalitionsfraktionen 

eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Än-

derung niedersächsischer Rechtsvorschriften aus 

Anlass der COVID-19-Pandemie (Drs. 18/6482) 

ausgelastet. Eine zeitnahe intensive Prüfung der 

Gesetzentwürfe der FDP-Fraktion und der Grü-

nen-Fraktion oder eine umfassende Stellung-

nahme zur Verfassungs- und sonstigen Recht-

mäßigkeit der Entwürfe könne der GBD vor die-

sem Hintergrund derzeit nicht leisten. 

Denkbar sei  allenfalls eine Stellungnahme zu 

einzelnen Rechtsfragen zu den Gesetzentwürfen. 

Diese Fragen müssten dann allerdings genau 

formuliert werden. 

Frau Brüggeshemke wies darauf hin, dass der 

Gesetzentwurf der Grünen-Fraktion in einem en-

gen Zusammenhang mit den Rechtsfragen stehe, 

mit denen sich in den nächsten Tagen und Wo-

chen der Staatsgerichtshof zu befassen habe. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) regte daraufhin 

an, dem GBD folgende Fragen zu stellen:  

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06381.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06297.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06308.pdf
http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_07500/06001-06500/18-06482.pdf
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Gibt es rechtliche Bedenken gegen den Vor-

schlag der FDP-Fraktion, von der in Artikel 80 

Abs. 4 des Grundgesetzes vorgesehenen Mög-

lichkeit Gebrauch zu machen und ein Landesge-

setz zum Infektionsschutz zu erlassen, in dem die 

Landesregierung ermächtigt wird, infektions-

schutzrechtliche Verordnungen zu erlassen, und 

die Beteiligung des Landtages geregelt wird? 

Lässt Artikel 80 Abs. 4 die im Gesetzentwurf der 

Grünen-Fraktion vorgeschlagene Statuierung ei-

ner generelle Unterrichtungspflicht in Bezug auf 

Verordnungen nach § 32 des Infektionsschutzge-

setzes zu, die über Artikel 25 der Niedersächsi-

schen Verfassung hinausgeht? 

Abg. Christian Calderone (CDU) trat dafür ein, 

dem Gesetzgebungs- und Beratungsdienst erst 

nach der schriftlichen Anhörung gegebenenfalls 

einen Auftrag zu erteilen. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) zeigte sich damit 

einverstanden, zumal diese Vorgehensweise er-

mögliche, im Rahmen der Anhörung eingehende 

juristische Stellungnahmen einzubeziehen. Mög-

licherweise werde bis dahin auch schon eine Ent-

scheidung des Staatsgerichtshofes vorliegen. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 6: 

Verfassungsgerichtliche Verfahren 

a)  Antrag der Fraktion der AfD im Niedersächsi-

schen Landtag auf Erlass einer einstweiligen 

Anordnung gegen die Niedersächsische Lan-

desregierung wegen Verletzung der Unterrich-

tungspflicht nach Artikel 25 Abs. 1 der Nieder-

sächsischen Verfassung (Niedersächsische 

Verordnung zur Bekämpfung der Corona-Pan-

demie) 

StGH 2/20 

b)  Organstreitverfahren der Fraktion der AfD im 

Niedersächsischen Landtag gegen die Nieder-

sächsische Landesregierung wegen Verlet-

zung der Unterrichtungspflicht nach Artikel 25 

Abs. 1 der Niedersächsischen Verfassung 

(Niedersächsische Verordnung zur Bekämp-

fung der Corona-Pandemie) 

StGH 1/20 

zur Beratung und Berichterstattung überwiesen 

mit Schreiben der Präsidentin vom 26.05.2020 

 

Beschluss 

Der Ausschuss empfahl dem Landtag, von einer 

Stellungnahme gegenüber dem Staatsgerichtshof 

abzusehen. 

Zustimmung:  SPD, CDU, GRÜNE, FDP, AfD  

Ablehnung: - 

Enthaltung:  - 

Auf eine Berichterstattung verzichtete der Aus-

schuss. 

* 

Abg. Ulf Prange (SPD) regte an, den Staatsge-

richtshof über die Beschlussempfehlung zu unter-

richten und hinsichtlich des Antrages auf Erlass 

einer einstweiligen Anordnung darauf hinzuwei-

sen, dass mit einem Beschluss des Landtages bis 

zum Ablauf der vom Staatsgerichtshof gesetzten 

Stellungnahmefrist am 29. Mai 2020 nicht zu 

rechnen sei. 

Der Ausschuss schloss sich dieser Anregung 

einmütig an. 

Abg. Helge Limburg (GRÜNE) wies darauf hin, 

dass auch die Fraktionen der Grünen und der 

FDP in gleicher Sache ein Organstreitverfahren 

angestrengt hätten. Der Schriftsatz sei am 

26. Mai 2020 beim Staatsgerichtshof eingegan-

gen. Mit einer Überweisung durch die Präsidentin 

sei in den nächsten Tagen zu rechnen. 

Auf Vorschlag des Abgeordneten vereinbarte 

der Ausschuss, auf eine Sondersitzung zur 

Beratung hierüber zu verzichten, auch wenn 

dies zur Folge hat, dass die vom Staatsge-

richtshof gesetzte Stellungnahmefrist unge-

nutzt verstreicht. Er bat die Landtagsverwal-

tung, den Staatsgerichtshof über diese Ver-

einbarung zu unterrichten. 

*** 
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Tagesordnungspunkt 7: 

Entwurf eines Gesetzes zur Bestellung einer 

oder eines Beauftragten gegen Antisemitis-

mus 

Gesetzentwurf der Fraktion der AfD - 

Drs. 18/2903 

erste Beratung: 42. Sitzung am 28.02.2919  

federführend:  AfRuV 

mitberatend: AfHuF 

 

Diesen Punkt setzte der Ausschuss auf Bitten 

des Abg. Peer Lilienthal (AfD) von der Tages-

ordnung ab. Die Beratung soll in der Sitzung am 

17. Juni 2020 fortgesetzt werden. 

*** 

http://www.landtag-niedersachsen.de/Drucksachen/Drucksachen_18_05000/02501-03000/18-02903.pdf


Anlage




